
Unterlahn-Kreis.
W §1»tt fir Mi Kktm«t«slh»»rm>« LsÄksisMes«») des ZkünuMer.

Tägliche Keilage zur Mezrru«d Gmsrr Zeitung.
Preis « der Anzeigen:

Bi« rtnspaltige Zeile oder deren Rau« 80 Pfg.,
ReNam̂ eile SO Pfg.

Ausgabestellen:
In Diez : Rosenstraße 36.

In vad Gm»: XLmerstraße 9S.
Druck und Verlag von H. Chr. Tom« «»,

DiH und Bad Gm».
Verantw. f. d. Schriftl . Aich. Hein , Vad ®m*

Rr . 387 Diez , Mittwoch den 18. Dezember 1917 87. JahrG ««g

Amtlicher Teil.

Kommandant«, der Festung
Sohlen»« yr«ndrettftetn.

Mt . I « 1, 10 418/12 . 17.
Koblenz , den JO Dezembe » 301?.

Bekanntmachung
Auf ®nmb des 8 9b des Gesetzes über den Belaax-

tungszustand vom 4. 6 . 1851 (Gesetzsamml . S.  451 } ui
Verbindung mit dem Wänderungsgesetz hierzu vom 11. 12.
1912 (R .-G .-Bl . S . 813) bestimme ich für den Befehlsbe¬
reich der Festung Coblenz -Ehrenbreitstein:r i.

Sämtlich « Färbereien im Befehlsbereich der Kommandan-
tur der Festung Coblenz - Ehrenbreitstein teilen bis zum
20. Dezember der zuständigen Polizeibehörde mit:

a ) ob und wann ihnen Militärtuche und militärische Be¬
kleidungsstücke zum Einfärben übergeben worden find,

b) ob und welche Militärtuch « und militärische Beklei-
dungsstücke vorhanden sind.

8 3.
Di « im 8 1 genannten Färbereien haben ferner alle

Set ihnen eingehenden Militärtuche und MilitärbekleidungS-
stücke umgehend der zuständigen Polizeibehörde zu melden
und über diese Gegenstände ein Lagerbuch zu führen , aus
welchem der Name des Bringers und der Tag der Ueber-
gabe ersichtlich ist.

8 3.
Ta ) Einfärben von Militärtuchen und Militärbeklei-

dungSstücken ohne meine Genehmigung ist verboten.
Verboten ist ferner die Herausgabe der übergebenen

Tuche und Bekleidungsstücke an den Auftraggeber oder an
eine andere Person ohne meine Genehmigung.

Zuwiderhandlungen gegen die FZ 1, 3 und 3 werden mit
Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft : beim Vorliegen mil¬
dernder Umstände kann auf Haft oder Geldstrafe bis zu
1500 Mark erkannt werden.

Tiefe Bekanntmachung tritt mit ihrer Veröffentlichung
toi Wia ft.

Ger Ae « m « »dant:
v. Luckwald.

Generalleutnant

I . 10542 . Diez,  oen 10. Dezember 1917.
A « die Magiftrnte Diez , Raff «« , » ad (Im * « nd
die Herren « iirgermeifter »er Landgemeinden

de» Kreises!
Setr. vaterländischer Hilfsdienst.

Nachstehend erhalten Sie im Abdruck eine „ Anweisung
an die Ortsbehörden zur Ausführung der BundesratSverord-
nung vom 13. November 1917 " (Reichsgesetzblatt Seite
1040), betr . weitere Bestimmungen zum Ausführung deL
8 7 des Gesetzes über den Vaterländischen Hilfsdienst , nebst
den zugehörigen Anlagen , mit dem Ersuchen , um u n v e r -

»z ügliche und sorgfältige Durchführung.
Ich bemerke hierzu folgendes:
I . Die von den Ortsbehördcn benötigten Meldekarten

sind von mir bei der Kriegsamtsstelle in Frankfurt a . M.
bereits angemeldet lvorden . Dieselben werden Ihnen nach
Eingang sofort zugehen . Au diesem Zwecke ist es erforderlich,
daß Sie mir sofort , ev . telephonisch oder tele¬
graphisch Mitteilen , wieviel KartenSievor-
aussichtlich benötigen,  damit ich Ihnen dieselben
sofort zugehcn lassen kann . Es ist bei der Anforderung de«
Bedarfs darauf Rücksicht zu nehmen , daß ständig Zugänge
von Hilfsdienstpflichtigen infolge Vollendung des 17. Le¬
bensjahres zu verzeichnen find.

II . Um die Meldung der bei den Staatsbehvr-
den  der inneren und allgemeinen Verwaltung angestellten
oder beschäftigten Meldepflichtigen,  siehe 83
Ziffer 1 ä unjd b und 8 3 der Bundesratsverordnung , mög¬
lichst zu vereinfachen , empfiehlt es sich, daß die Vorstände
der Behörden die erforderlich « Anzahl Meldekarten nebst
Merkblättern beschaffen, verteilen lassen und jodann ver¬
anlassen , daß die Karten und die Abreißstreifen durch die
Meldepflichtigen ordnungsmäßig ausgefüllt werden . Nach¬
dem dre Karten darauf hinsichtlich der Bollständigkekt und
Richtigkeit der Eintragungen nachgeprüft , gesammelt und
nötigenfalls nach den verschiedenen in Bxtracht kommen¬
den Ortsbehörden sortiert worden sind , sind sie bei den von
den zuständigen Ortsbehörden für den Empfang der schrift¬
lichen Meldungen in der öffentlichen Aufforderung angege¬
benen Stellen — nlöglichst unter Vermeidung des Umweg»
über ein ; Postanstalt (Postagentur ) abzuaeben . Hierbei wer¬
den dr: ausgefüllten und gestempelten Meldebestätigungen
in Empfang zu nehmen und dann den einzelnen MeÜre-
pflichtigen zuzustcllen sein. Die Aufbewahrung der Melde¬
bestätigungen ist Sache de» Meldepflichtigen selbst. Tpe,e»
steht es natürlich frei , die Meldung auch selbständig (persön¬
lich oder schriftlich ) zu bewirken . Im übrigen mache ich auf
die Vorschrift im 8 9 Absatz I d«, BundeOratsvero -rbnuntz
«ifmarkfam.

.
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«hum xr fart »tonft * bet■  tminmunuten ** li ™ *'
tiWQtn(Gemeinde -, «kreis- und Provinztal- ö«»w.̂ ve »i^ «- ^nŷ l̂ 1X7VM«U«l*vVf P»MVW T'— d w w_n
Korxmunal-Berwaltullgen ) « » gestellt » » und - » fchaf-
ttgten Meldepflichtigen verweise ich «uf »re n«ch-
stAienS ab ged ruckte Anweisung „Zu 8 4" (Absatz 3).

Nur die öffentlichen oder privaten Anstalten («straf -,
Besterungs-, Heilanstalten usw.) können die vorgeschrieoenen
Meldungen an Stelle der einzelnen Meldekarten auch au,
Listen erstattet werden. Zu berücksichtigensind hierbei alle
anl ersten Meldetage in den Anstalten untergebrachten
Meldepflichtigen. Auf die später eintretenden Zu- und Ab¬
zugs kann da» Listenverfahren ebenfalls Anwendung fin¬den.

m:uW * t » oeinmmm , ttoniU «t»i ,9ufani «M**trefr « i Jul-
an diesem Tage erfahrungsgemäß einseHe»de» NvDnacht«-
Verkehr der Post vermieden wird.

III . Wenn es nicht möglich fein sollte, infolge der be¬
reits vorgeschrittenen Zeit , die gesammelten Karten dem
vinberusungsausschuß in Oberlahnstrtn bis »um 20.  De¬
zember 1917 einzusenden, fo ist nichts dagegen ein»uwrnden.
wenn dies einige Tage später geschieht, wenn dadurch
die unbedingte Gewähr einer Vollständig¬
keit und Richtigkeit der geprüften Melde¬
karten gegeben  wird , denn die ne-re Arnnelduug der
HilfSdirnstpfllchtigen ist in erster Linie dazu bestimmt, die
Unvollständigkeiten der früheren Meldungen §u beseitigen,

«n ivemessung der Fristen sind die »Eichen « erhllt-
m, .e »u berücksichtigen. In größeren Orten ist daraus Be¬
dacht zu nehmen, daß durch eine geräumige Beme,,ung eine
Verteilung der Anmeldungen herbeigeführt und damit der
durch die persönlich« Meldung ober bei schriftlicher Meldung
durch dre Abgabe der ausgefülltcn Meldekarte (s. unten
zu 8 4 Abs. 3) entstehende Arbeitsausfall auf ein möglichst
genüge« Maß beschränkt wird

Tie Bestimmung der -Stelle , an der dre Meldung rr-
folgen soll, ist ebenfalls nach den örtlichen Verhältnissen
vorznnkhmen In den großen Städten werden entweder die
Schulen oderp i« Polizeibehörden , Arbeitsämter und der¬
gleichen in Betracht kommen.

Die Meldekarten (Muster : Anlage E)  weÄen den Ort»-
behörten von den Einberufungsausschüssen zur Verfügung
«̂stellt werden. Die Ortsbehörden haben unve^ Vgstlch nach

weshalb auf unbedingte Vollständigkeit der
neuen Anmeldungen der größte Wert gelegt
werden muß. . ,

Es wird daher erwartet , daß die Ortsbehörden mit
größter Gewissenhaftigkeit die bei ihnen
erligeganaenen Karten  auf ihr« Vollständigkeit und
Rkchtiätlt prüfen  und etlvarge Anrichkigkeiten und ffn-
voflstckndrgkttten durch Rückfragen pp. sseseitsgen.

Nus oen -.Eeldekrrten Derchnigen Vteldepjrichtigen, wEre
unter Ziffer 7 als ausübend « Berufstätigkeit Landwirt
angek-en, ist unter Ziffer 19 (Bemerkungen^ in affkn Fällen
feiten» der Ortsbehörden einzutragen:

1. wreviel Land (Aecker und Wiesen), und zwar in Morgen
oder Ruthen , derselbe zu bebauen hat;

3. wieviel Arbeitskräfte , männliche und weibliche, außer
ihm noch vorhanden sind.
IV. Bon einer Einreichung von Gesuchen um Befrei¬

ung vom Hilfsdienste ist vorläufig abzusehen. Der Ein-
berrrfungsausschuß in Oberlahnstrin weist grundsätzlich alle
Gr .uche mit der Begründung ab, daß eine Bearbeitung
nur dann stattfindet und gerechtfertigt ist, wenn der Be¬
treffende ein Aufforderungsschreiben erhalten hat . In den
diesbezüglichen Gesucken muß das Datum , die Tagebuch-
nummer des Aufforderungsschreibens und die Nummer,
welche au , der jedem Aufforderungsschreiben beiliegenden
Beftätigungskarte steht, enthalten sein.

V. Die Meldekarten find von den Ortsbehörden , wie
vorerwäknrt, dem Einberufungsausschuß in Oberlahnstein
ohne Anschreiben — Adr. Einberufungsausschuß ,'n Ober-
lahnstein (auf dem Briefumschlag links unten Vermerk:
Meldekarten) — einzusenden, nachdem festgestellt ist, daß
jeder Hilfsdienstpflichtig« eine Meldekarte ausgefüllt hat.

»er JWniil. L««»r«t.
DudrrHadt.

Empfang dreser Anweisung die voraussichtlich nötige Zahl
von Korten der für ihren Bezirk zuständigen KriegSamtstelle
telegraphisch anzugebe» und zugleich dem für sie zuständigen
Ltnberuftlngsausfchusse' mitzuteilen,  wohin die Karlen ge¬
sandt werden sollew

Zu 8 4 : Die Stellen zur Ausgabe der Karten für die
schriftlichen Meldungen sind den örtlichen Vkrhaltmssen
entsprechend so zu bestiimnen, daß ,eder MeWePflrch ige
möglichst leicht eine Karte erhalten kann. Mit feder
larte ist »xr abholenden Person ein Abdruck des an liegende»
TÜ^ MMMts für HiifsdtenstPflichtige^ lAnlage ü)  au »-
zuhändige" Die Rterkblätter werden den Orisbehöroen
dürchFdse ^ inberufungsausschüsse in gleicher Zahl wie d,e
Meldekarten zur Verfügung gestellt werden.

Die Uebrrmittelung der ausgesullten Karten , n die
Ortsbehörden kann auch durch einen Beauftragten , ». v . de»
Arbeitgeber , bei Beamten insbesondere durch die Vorgesetzte
Dienstbehörde erfolgen.

Nln die Meldung der in: Dienst der kommunalen Bes-
toaltungen (Geineinde, Kreis- und Provinzial - bezw. Be-
zirks-Köminunal -Verwaltungen ) angestellten oder beschäf-
tigien Personen zu erleichtern, empfiehlt es sich v«n Vor-
ständen, soweit diese nicht bereits entsprechende Maßnahmen

Anweisung an üie Grtsbehkröen
zur Ausführung- er Sun- esratsveror- nung vom13. November 1417.

Zu 8 1: Die KriegSamtstelle wird die Ortsbehörden,
in deren Bezirk mehrere EinberufungSausschüffe bestehen,
von der Regelung dxr Zuständigkeit benachrichtigen.

Zu 8 2: Für die öffentlich« Aufforderun g ist, soweit diese
nicht dererts erfolgt ist, das anliegende Muster (Anlage /l)
zu Verwenden. Die Frist für die persönlich«  Meldung lst
so zu bestrmmen, daß sie frühestens am 10. Dezember
beginnt und möglichst am 18. Dezember abläuft ; der ldtzte
Zertpunkt ist möglichst innezuhalten , damit die gesammel¬
ten Karten den Einberusungsausschüssen tunlichst drs zum
90. Dezember-ugehen können. Die Frist für die schriftliche

getroffen haben, die erforderliche Anzahl von Meldekarte»
zur Verfügung zu stellen und fre zu ersuchen, die Ausfüllung
durch die einzelnen Meldepflichtigen vornehmen zu lasten,
die Eintragungen auf Richtigkeit und Vollständigkeit nachzu-
prüwn und die Karten gesammelt der Ortsbehördr zugehe«
zu lassen. Die Vorstände würden dann Weiter auch dafür
Sorge zu tragen haben, daß die einzelnen Meldepflichtigen
in den Besitz des von ihnen selbst vorher ordnungsmäßig
auszufüllenden und von der Empfangsstelle oder der Post-
anstalt (Postagentur ) gestempelten Abreißstretsens der Karte
.gelangen (vergl. unten zu 8 rvf«
Meldebestätigrrng ist Dache des Meldepflrchtrgen stlbst. Er»
gleiches Verjähren ist auch den Behörden der allgemeinen
und inneren Staats 'verloaltung empfohlen worden.

Die ausgefüllten Karten sind entweder bei der von der
Ortsbehörde in der öffentlichen Aufforderung bezeichneten
Stelle ab^ulresern oder einer Postanstalt (Postagentur ) zur
Beförderung an die Ortsbehörd « zu übergeben, OrtztereS
geschieht durch Abgabe der Karte m offenen̂ an dre von
oer Ortsbehördr bezeichnet Stelle adrestrertem. unfran-
kieriem Umschlag am Schalter der Postanstalt (Postagen .ur).

Zu 8 8 : Denjenigen männlichen Deutschen und Ange¬
hörigen der österreichisch-ungarischen Monarchie rin hilftz-
dienstpflichtigen Alter , die nach Ablauf der von der Orts-
behörde in der öffentlichen Auffordernng beitlm.nten Melde¬
frist ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Ausenthalt inMeldung (8 .4) bmucht mit der für die persönlich« Meldung — . , v ... „tx

nrcht übereinzustimmen ; ihr Beginn darf wegen der not - dem Bezirke der Ortsbehö ^ e nehmen, n ^ rev ^
wendigen Vorbereitungen frühesten« aus den 8. Dezeurber lrchen « nmelwmg zu eröfstren. daß> sie ,id d
^gesetzt teert*»; «» letzter» ag iß. tunlichst»er 1». » «- ? Wochen nach Begründungu » idoynsttzes ov»r

[rebooti
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fatt* brr drm Tinberusungsausfchuß ih«e» dohm- »fce*
«usrnthaltSortS| u melden haben.

Das Kriegsamt hat gemäß 8 8 SM 5 bestimmt, Vak die
Vorschriften des 8 8 AG 1514 3 ünd Nv. 3 sowie Abß 2
bis -t in den einzelnen Gemeinden durch dauernden oder
allmonatlich zu wiederholenden Anschlag zur Auntni » der
Bevölkerung gebracht werden. Dre Ortsbebörden haben
dieser Anordnung Folge zu leisten.

Ern Muster für den Anschlag (Anlage C) wird beigesügt.
Die durch die Anschläge entstehenden Kosten sind durch die
Lrtsb «Hörden bei den Kriegsamtstellen anzufordern.

In den oem eindlichen höheren Schulen.  Pflichtfortbll-
dungsschulen, Handelsschulen usw. sind die Kvy' chriiten des
» 8 Abik 1 NW. 2 sowie Akff. 2 und 3 und der 88 13 und 1b
durch einen lesbaren Aushang an allgemein zugänglicher
GteAe dauernd bekanntzugeben. Für die staatlichen schulen
wird besondere Verfügung ergehen.

Meldekarten nebst Umschlägen und «Kerkblätt-in  für
die! 8 8 Ateldevflichtiaen sind dauernd bei den Orts-
Polizeibehörden vorrätig zu halten . Diese haben die er¬
st,rderlichen Mengen des den Einberufungsausschüsse » an-
zufordern.

Zu 8 11: Erfolgt eine Meldung nach 8>! Ä 3, 4, 5 bei
der Ortskehötdr oder bei der von ihr angegebenen Melle,
so ist dem Melde Pflichtigen oder seinem Beauftragten die
der Katt als Abreißstreifen anaeheftete Meldebesta tigung,
dt- lei schriftlicher Meldung der Meldepflichtige. vorher au ?,
zusüllen hat , von der Empfangsstelle gestempelt, auSzuhan-
digen. Das Gleiche gilt entsprechend, wenn die Meldekarte
bei einer Postanstalt (Postagentur ) abgegeben wrrd.

Bei der persönlichen Meldung ist dem Meldepflichtigen
ein Abdruck des „II. Mrrkblatcs für HilfSdienstpflichtige"
(tzlnlaac B)  zu übergeben(wegen Aushändigung des Merr-
blattS bei der schriftlichen Meldung vergl . oben 8 4 Ab,. 4).

Zw 8 .12 : Für den imt8 12 vorgeschriebenea Aushan g hat
das KriegSamt das beifolgende Muster (Anlage u)  her-
auSgegeken Es wird den Ottsbehötdcn durch die Kriegs-
amtstellen auf Anfordern die voraussichtlich erforderliche
stahl von Abdrücken zur Verfügung stellen. Diese sind an den
in der öffentlichen Aufforderung bezeichneten Stetten vor-
rätiq zu halten und gegen 10 Psg. für das Stuck abzugeben.
Einen aus dieser Einnahme nach Deckung der Kosten etwa
verbleibeliden Ueberschuß hat die Ortöbehörde an Die Kriegs¬
amtstelle abzuliefern.

stu 8 13: Die den Ortsbehörden durch die Aufstellung
der neuen Nachweisunoen nachioeislich entstehenden Kosten
trägt das Reich; sie sind bei den KriegSnmtstellen anzufor-
dern. Zu den lösten der Nachweisungen gehören auch die
durch' die üftrntlich« Aufforderung zur Meldung entstehen,
den Kosten.

Die Ortsbehörden sollen den « eldepflichtigen be, den
Mrldunoen und Mitteilungen nach 88 8, 9 behilflich sein,
da die Einbernfungsausschüsse nicht für jeden leicht erreich¬
bar find.

flu § 14 : Als Ortsbehörden im Sinne der Verordnung
gelten wir bisher die Gemeindeobrigkeiten nach den Städte-
und Landgemeindeordnungen. In Städten mit Königlicher
Polizttverwaltung treten an die Stelle der Gemeindeobrig-
beiten die Polizeipräsidenten (Polizeidirektoren ).

Zu tz 15 : Nach, 8 15 ist der Einbernfungsausschutz bk
fugr?Ordnungsstrafen zu verhängen. Diese Ordnungsstrafen
find wir Gemeindeabgaben beizutreiben . Einwendungen ge¬
gen die Zahlungspflicht hab-n ansschiebende Wirkung . Dem
Beitreibungsverfahren hat - in Mahnverfahren voranzu¬
gehen. Die Mahngebühr bettägt 0,50 Mk. Die Geldstrafen
fließen in die Reichrkasse. Falls gegen die Festseßung der
«träfe Beschwerde bei der Zentralstelle deS KnegsamtS ern-
oeleat wird , ist die VollstreckungauSzufetzen. Von der lÄ-i-
legung der Beschwerde erhält die Ortsbehörde durch »er,
«nt »ruft,ngSauSschuß ode, bi« Zentwlstell » Nachricht.

GrffrntUchr Aufforderung
,ur Mrlöung zweck» Eintragung in Sie Nachwetsung

Am Grund d̂er ^ ero^ nungdes B̂undesrats vom 18.
November 1917, betreffend wittere Bestimmungeil zur Aus-
führune. des 8 7 der Gesetzes über den vaterländischen Hilfs¬
dienst (ReichS-Gesetzbl. S . 1040), werden die nach,tthend
bezeichneten Personen ausgefordert , soweit sie ihren Wohn¬
ort in . haben, sich in der Zeit vom . ■ /
bis »um, . bei - in persönlich
au melden, um die für die Eintragung in di« Nachwelsung
der Hilfsdienstpslichtigen erforderlichen Angaben t " machen:

1. alle männlichen Deutschen, die nach dem 31. Marz 18os
geboren sind und das siebzehnte Lebensjahr vollendet
haben, soweit sie nicht

«) zum aktiven Heere oder zur aktiven Marine -«-
hören oder _ . .

b) aus Grund einer Reklamation vom Dienste im
Heere oder in der Mattne zurückgestellt sind,

g. alle männlichen Angehörigen der üsterreichisch-ungari-
sch,en Moimrchie, dir nach dem 31. Marz 18o8 gebocen
ind und das siebzehnte Lebensjahr vollendet haben so¬

weit sie im Gebiet des Deutschen Reiches ihren Wohn-
sitz oder ihren gewöhnlichenAufenthalt haben und nichL
zum akttven Heere oder zur aktiven Marin « gehören.
Nicht nochmals zu melden brauchen sich diejenigen HilfS-

dienstpflichtigen, MelüTbd der ersten Eintragung auf
Grund der Verordnung des Bundesrats vom l . Mar ^ 191c,
betreffend Bestimmungen zur Anführung des 87 des Ge¬
setzes über den vaterländischen Hilfsdienst (ReichS-Gesetzbl.
S 202) oder später aus Anlaß eines Stellen - oder Woh¬
nungswechsels bei der von der Ortsbehötde angegebenen
Stelle oder beim Einberufungsausschu,, « gemeldet haben
und dies durch Vorlegung des gestempelten Abreißstreifens
tat Mttdekatte Nachweisen können.  Wer den Abreißstretftn
nicht mehr besitzt, muß sich also nochmals melden. Ver¬
pflichtet zur Meldung sind auch diejenrgen, welche nach §ij
der Verordnung vom 1. März 1917 von der Meldepflicht
befteit wirren, soweit sie sich nicht aus Anlaß eines Stt ' lle';-
oder Wohnungswechsel» gemeldet haben und dies durch Vor¬
legung des gestempelten Abreißstreifens der Meldekarte nach-

^ " ' Von ' der"versönlich«n Meldung ist befreit , wer fick bis
*um . . schriftlich unter ordnungsmäßiger
Ausfüllung der vorgeschttebenen Meldekarte meldet. Dir
schriftliche Meldung erfolgt durch Abgabe der ausgefullttn
Meldekartt bei . in . . . . - vder
durch Abgabe der ausgesüllten Meldekarte , in offenem, an
di-le Stelle adressiettem, unfrankiettem Umschlag orr «Mer
Pvstonstalt (Postagentur ) gegen Aushändigung der von dem
Meldepflichttgen vorher auszufüllenden und von der Emp
fanqsstelle oder der Postanstalt (Postagentur ) gestempelten
Meidebestättgung (Abreißstreifen der Meldekarte ). Di^ e Be-
stätigung ist sorgfältig aufzubewahren . D'.e Abgabe der aus-
gestellten Meldekarten bei . • *n • •, • • •
oder be, der Postanstalt (Pvstagentur ) kann auch durch
einen Beauftragten . - . « . den Arbeitgeber , bei Beamten
insbesondere auch durch die Vorgesetzte Dienstbehörde e^
folgen. Die Aufbewahrung der Meldebestattgung 0t Sache
de» Meluepflichtigen selbst. .

Für die in öffentlichen oder privaten Anstalten (Straf -.
Befierungs -, Heilanstalten usw.) mit Einschluß der geschlos.
senen Unterttchtsanstalten (Internate ) hat der Anstalts-
leiter oder der von ihm dazu bestellte Vertreter die Meldung
schriftlich unter ordnungsmäßiger Ausfüllung der borge-
schriebenen Meldekarte bis zum . entweder
durch Abgabe der Katten bei . .. . ■ ■ ■w • • ■
oder durch Abgabe der Karte in offenen, an diese Stelle
adres,,etten unfrankierten Umschlägen bei einer Pvstanstalt
(Postagentur ) gegen Aushändigung der Mewebestatigunge ».
vorzunehmen. Die Abgabe kann auch durch einen Beauf¬
tragten erfolgen. Die Meldungen können auch auf Listen
erstattet loerden. Zu berücksichtigen sinb hierbei afleam
ersten Meldetag« in der Anstalt untrrgebrachten Meldepflich¬
ttgen.
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tum tö wa . ra» t>ae ettüif tue
«eilenttetlung f>ta tfteHen-  und » oy

zu deren Aushang nach ^ lZnunuSwechscls
der Verordnung vom 13. November 1917 jeder Arbeitgeber
verpflichtet  ist , der in seinen, Betriebe Hilssdienstpflichtige
beschäftigt.

tioif , iiaHgtMfifiefo , tfnurrtUnutg , PvUfdflett , Wttffetberp
telfifchkach, Mudershausen , Ilieberneisen, Rkedertiefenbach,
Oberfischbach. Oberncisen, Obeknhof, Oberwie», Pohl , » ecken-
rotq, Rettert , Roth, Schaumburg , Scheidt, Schiesheim,
Schönborn, Schweighausen, Seelbach, Singhofen , Steins¬
berg, Sulzbach, Wasenbach, Weinähr , Winden und Zimmer-
schr'ev.

Wer die Meldung schuldhaft unterläßt , kann durch den
Einberusungkausschuß mit einer Ordnungsstrafe ois zu
100 Marl  und , tvenn die Geldstrafe nicht beizntreibeu ist,
mir Haft bis zu' 3 Tagen bestmft werden.

vetr . Hi«venh «rst » be.
Ich erinnere an meine Verfügung vom 8. Dezember

d- 3s -, J .°Nr . II . 14319, betr . Hindenburggabe, und er¬
such« um Erledigung binnen 3 Tagen.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten  oder mit Geldstrafe
bis zu 10000 Mark  wird bestmft, wer in einer Meldung
wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht

Die gleich« Stmfe trifft den Anstaltsleiter oder seinen
Vertreter , der in einer Meldung wissentlich unrichtige oder
unvollständige Angaben macht sowie den Meldepflicht«gen
selbst, der in einem solchen Falle dem Anstaltsleiter oder
fernem Vertreter gegenüber .demrtige Angaben macht.

(Schluß folgt.»

Tgb.-Nr . 8909 ft. » . Di »z,  den 11. Dezember 1917.
An die Herren M»r§er« elßer »es Kreise«.

Li » Nachprüfung der Zurückstellungen landwirtschaft>
licher Betnebsleiter und landwirtschaftlicher Arbeiter durch
das KnegSwirtschaftsamt in Frankfurt a . M. findet im H o s
von Holland zu Diez  toi « folgt statt:

Am 19. Dezember für die Gemeinden : Altendiez, Atten¬
hausen, Aull , Balduinstein , Becheln, Berghausen , Bernoroth,
Biebrich, Birlenbach , Brrmberg , Burgschwalbach, Diez, Dau-
senau, Dessighofen, Dörnberg , Dornholzhausen, Evvenrod,
Flacht , Freiendiez.

Am 20. Dezember für die Gemeinden : Geilnau , Geistg,
Gückingen, Gutenacker, Hahnstätten , Heistenbach, Herold,
Hömberg, Holzappel, Holzheim, Jsselbach, Kaltenholzhansen,
Kemmenau, Kliugelbach, Kördorf, Lohcheim, Lollschied,
Mtsselberg, Mittelfischbach, Nassau, Netzbach, Niederneisen,
Nredertiefenbach, Oberfischbach, Oberneisen

Am 21. Dezember für die Gemeinden : Bohl, Reckenroth,
Rettert , Roth , Ruppenrod , Schaumburg , Scheidt, Echchs-
heim, Schönborn , Schweighausen, Seelbach. Singhofen,
Sternsberg , Sulzbach, Winden.

Das Geschäft beginnt vormittags  92/4 Uhr.
Es haben zu erscheinen die Herren Bürgermeister und je

2 Mitglieder des Wirtschaftsausschusses der beteiligten Ge¬
meinden.

Sie wollen letztere - die Mitglieder des Wirtschafts¬
ausschusses — dazu einladen und eine Bescheinigung über
die erfolgt« Ladung folgenden Wortlauts im Termine vor-
legen:

„Ich bescheinig« hiermit , auf den. 0. Mts.
nach Diez geladen zu sein."

.Dezember 1017.
(Unterschrift.)

Etwa noch nicht eingereichte Nachweisungen über zu-
rückaestellte landwirtschaftliche Betriebsleiter und landwirt¬
schaftlich« Arbeiter sind sofort, aber spätestens zum 16. ds.
MlS . auf dem vorgeschriebenen Formular hier Vvrzulegen.

Krieflswirtschift«stelle des Unterlah«rkreise<
I . B . :

Schön , Kreisdeputierter

Der » »rsttzende de» « reiSanSschnfleS.
I . v .i

S ckbn. KreiSdrsutI rrter.

' -r - inrn - ^iinrr 7 iniirriiiM» w » B<iiiii »mi — m 111n in

MchtKmtttcher Tri!
Wine nationale Pflicht der kleinen

Landwirte und Bauern.
Um den Bedarf der Heeresverwaltung an Leineirerzeug-

nissen sicher zu stellen, isteindermehrterAnbauvon
Fiach»  im komnrenden Jahre dringend geboten. Dieser
vermehrte Anbau bringt aber auch dem kleinen Landwirt
und Bauern erhebliche Vorteile, ' da, wie wir hören, die
Preise für Stroh - und Röstflachs aus der Ernte 1918 we¬
sentlich erhöht sind, und zwar für lufttrockenen, gut behan¬
delten rohen Stengelflachs guter Mittelqualität auf 30
Mk., für abfalleilde Qualitäten nicht unter 32 Mk., für
gute Qualitäten bis zu 32 Mk. für 100 Kg. Für RöstflächS
guter Mittelqualität soll 45 Mk., für abfallende Quali¬
täten nicht unter 36 Mk. und für besonders gute Qualitäten
bis 56 Mk. für 100 Kg. bezahlt werden. Ebenso erfahren
auch die Preise für Leinsamen eine Heraussetzung von 59

bis au ) 74 Mk. Sehr wichtig für die Flachsbauern ist
die neueste Meldung , daß die zur Aussaat im Jahre 1918
gebrauchte saatfertige Leinsaat durch die Leinsaatvrrtet-
lungsstellen der Kriegsflachs-Gesellschaft in Berlin geliefert
wird . Außerdem hat die Kriegsrohstoffabteilung des Kgl.
Preuß . Kriegsministeriums dazu die Genehmigung erteilt,
daß die Kriegsflachs-Gesellschaft den Flachsbauern auf An¬
trag größere Mengen von Flachs, Garn , Seilerwaren oder
Leinenwarrn nach Ablieferung des Flachses von der Ernte
1918 zur Verwendung in der eigenen Wirtschaft liefen und
ihnen auch Bindegarne zuteilt . — Somit kann nochnials
wiederholt werden: Der vermehrte Flachsbau bringt unseren
kleinen Landwirten und Bauern nicht nur wirtschaftlich«
Vorteile , sondern sie erfüllen damit in hohem Maße eine
vaterländisch« Pflicht!

Vermischte Nachrichte».
GegendenWuchermitWeihnachtSbäumen.

Als Vorboten der Weihnachtszeit erscheinen bereits , wenig¬
stens in den Großstädten , Tannenbäume auf dem Markt.
Da zu befürchten ist, daß die Preistreiber sich auch dldses
Gegenstandes bemächtigen werden, wird vom Kriegswucher-
amt den Händlern sehr auf die Finger gesehen werden.
Tannenbäume sind — wie im vorigen Jahre die volkswrrr-
schaftliche.Abteilung des Kriegsernährungsamts begutachtet
hat — als charakteristischerBestandteil der deutschen Lebens¬
haltung Gegenstände des täglichen Bedarfes im Sinne der
Preiswucherverordnung.

J .-Rr . II . 14548 . Diez,  den 8. Dezember 1917. Anzeige«.
Uv die Herren Bürgermeister

in Ailendorf , Altendiez, Attenhausen , Aull , Balduinstein,
Becheln, Berghausen, Bergnassau-Scheuern, Berndrnth,
Biebrich, Birlenbach , Bremberg , Burgschwalbach, Char¬
lottenberg , Cramberg , Dausenau , Dessighofen, D îenethäl,
Dbrnbrrg , Dörsdorf , Donrholzhausen, Ebertshausen , Eisig¬
hofen. Eppenrod, Ergeshausen , Flacht , Freiendiez, Äeftnau,
Gelsrg, Giershausen , Gückingen, Gutenacker, Hahnstittrn,
Hambach, Heistenbach, Hersld , Hirschberg, Hömbsr«, Holz»

H»lzverfteiger««g. Mttstkilttti Vit».
Mittwoch , den 19 . Dezember,  dorm . 11 Uhr in
der Wirtschaft von Emil Seibel zu Altendiez . Nutz¬
holz:  Distr . 14, 15 Obermark, 17 Herkelsberg. Nadel¬
holz:  265 Stangen 1.—3. Kl.. 598 Ctg . 4.- 6. Kl. Brenn-
holz:  Drftr . 23a Mhlenkopf u. Tot . (Distr . b' b Henir-
bruch, 12, 13 Kochsbuchen, 14, 1», 17) Buch « » : 345 Rpt
Echt. u. Kn., 980 » fiten. 1064
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